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1 Vorbemerkungen 

1.1 Planungserfordernis/ Planungsziele 

Für das Plangebiet gilt der Bebauungsplan Nr. 4 der Gemeinde Schashagen mit sei-

nen drei Änderungen sowie der Bebauungsplan Nr. 5a für eine Teilfläche im Südwes-

ten. Das Gebiet ist entsprechend diesen Bauleitplänen überwiegend mit Wochen-

endhäusern und Ferienhäusern bzw. Häusern mit Ferienwohnungen bebaut.  

Für das Wochenendhausgebiet bestehen konkrete Absichten der Nutzer an den zum 

Teil aus den 1970er Jahren stammenden Gebäuden Veränderungen vorzunehmen 

bzw. Neubauten zu errichten. Die Gemeinde unterstützt die Vorhaben und nimmt dies 

zum Anlass die Festsetzungen der Bebauungspläne insbesondere im Hinblick auf die 

zulässige Grundfläche der Wochenendhäuser zu überprüfen und die sonstigen Re-

gelungen an den Bestand anzupassen. Zudem sollen die Möglichkeiten zur Platzie-

rung der Gebäude auf dem Grundstück großzügiger gefasst werden. Ziel der Pla-

nung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bessere 

Nutzung der Grundstücke bei Erhalt der weitgehend einheitlichen Siedlungsstruktur. 

Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes umfasst im Wesentli-

chen die Baugebiete der bestehenden Bebauungspläne einschließlich der Verkehrs-

flächen und innergebietlicher Grünflächen. Die bisherigen Festsetzungen basieren 

weitgehend noch auf den Vorschriften älterer Fassungen des Baugesetzbuches und 

der Baunutzungsverordnung. Diese werden nun einheitlich aktualisiert und auf das 

BauGB 2007 bzw. die BauNVO 1990 umgestellt. Für die übrigen Flächen aus dem 

Bebauungsplan Nr. 5 (überwiegend Strand und Düne) wird seitens der Gemeinde 

kein Handlungsbedarf gesehen, so dass es dort bei den Regelungen des Ursprungs-

planes verbleibt. 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Schashagen hat am 24.09.2009 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 5, 4. Änderung beschlossen. 

1.2 Rechtliche Bindungen 

Nach dem Regionalplan 2004 für den Planungsraum II liegt das Plangebiet östlich ei-

nes Regionalen Grünzugs. Der Ostseestrand ist als Gebiet mit besonderer Bedeu-

tung für Natur und Landschaft eingetragen. 

Im Landesentwicklungsplan von 2010 liegt die Gemeinde in einem Schwerpunktbe-

reich für Tourismus und Erholung. 
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Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Schashagen stellt das Plangebiet als Son-

dergebiet der Zweckbestimmungen Wochenendhäuser bzw. Ferienhäuser dar. Die 

Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan gemäß § 8 (2) BauGB ist damit gegeben. 

Das Landschaftsprogramm Schleswig-Holstein 1998 kennzeichnet das Plangebiet in 

der Karte 1 als „Geotop“, in Karte 2 als "Gebiet mit besonderer Bedeutung für die 

Bewahrung der Landschaft, ihrer Vielfalt, Eigenheit und Schönheit sowie als Erho-

lungsraum" und in Karte 3 als "Achsenraum des Schutzgebiet- und Biotopverbund-

systems der landesweiten Planungsebene". Danach gilt der Uferbereich zwischen 

Neustadt i.H. und Fehmarn als Achsenraum „Küstenlandschaft der Ostsee“.  

Der Entwurf des Landschaftsplans stellt Wochenendhausgebiete bzw. Gebiete für 

Ferienhäuser/Ferienhausgebiete dar. 

2 Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet liegt im Südosten der Gemeinde Schashagen zwischen der Gemein-

destraße Rettin-Brodau und der Ostsee. Das Gebiet ist mit Wochenendhäusern und 

Ferienhäusern bzw. Ferienwohnungen vollständig bebaut. Auffallend ist der weitge-

hend einheitliche Bebauungscharakter, der sich in jeweils ähnlicher Baustruktur in 

den verschiedenen Teilen des Gesamtgebietes darstellt und einen insgesamt harmo-

nischen Gesamteindruck vermittelt.  

Die Freiflächen der Grundstücke werden überwiegend gärtnerisch genutzt und prä-

sentieren sich als Rasenflächen mit Ziergehölzen. Entlang der Straße und der nördli-

chen Plangebietsgrenze befinden sich Gehölzpflanzungen.  

Im Nordosten zur Düne hin ist ein Minigolfplatz mit kleiner Gastronomie vorhanden. 

An der Gemeindestraße befindet sich ein kleiner Laden ebenfalls mit Gastronomie.  

Das Gelände ist deutlich bewegt und steigt zur Straße nach Nordwesten an. Außer-

halb des Geltungsbereiches der 5. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 4 zwischen 

Strand und Bebauung liegt eine kleine Waldfläche. 
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3 Begründung der Planinhalte 

3.1 Flächenzusammenstellung 

Das Plangebiet setzt sich wie folgt zusammen: 

SO-Gebiete für Ferienwohnungen / Ferienhäuser 1,69 ha 19 % 

SO-Gebiete für Wochenendhäuser 5,31 ha 61 % 

Fläche mit besonderem Nutzungszweck 0,14 ha 2 % 

Grünflächen 0,28 ha 3 % 

Verkehrsflächen 1,17 ha 14 % 

Fläche für Versorgungsanlagen 0,01 ha 1 % 

Größe Plangebiet insgesamt: 8,60 ha  100 % 

3.2 Bebauung 

Das Gebiet ist geprägt durch überwiegend eingeschossige und flachgeneigte Wo-

chenendhäuser und Ferienhäuser bzw. Häuser mit Ferienwohnungen. Durch die ins-

gesamt niedrigen Gebäudehöhen fügt sich die Bebauung gut in das bewegte Gelän-

de ein. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen vorrangig die planungsrecht-

lichen Voraussetzungen für notwendige Modernisierungen im Bereich des nördlichen 

Wochenendhausgebiets geschaffen werden. Wesentliche Auswirkungen werden 

nicht erwartet, da keine zusätzlichen Gebäude vorgesehen sind. 

3.2.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Art der baulichen Nutzung wird gegenüber dem Ursprungsplan mit seinen Ände-

rungen vom Grundsatz her nicht verändert. Es verbleibt im nördlichen Teil bei der 

Festsetzung eines Sondergebietes mit der Zweckbestimmung Wochenendhausge-

biet gemäß § 10 (3) BauNVO, im südlichen Teil bei der Festsetzung eines Sonderge-

bietes mit der Zweckbestimmung Ferienhausgebiet gemäß § 10 (4) BauNVO.  

Im Nordosten ist im Ursprungsplan eine Fläche als Ferienheim gemäß § 9 (1) Nr. 1h 

BBauG 1962 festgesetzt. Dort sind inzwischen Ferienwohnungen entstanden. Für 

dieses Grundstück wird daher analog zu den nördlich angrenzend vorhandenen Feri-

enwohnungen ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Ferienwohnungen nach 

§ 10 (4) BauNVO festgesetzt. 

Aufgrund der an die Gemeinde herangetragenen Wünsche zur Modernisierung der 

Wochenendhäuser im nördlichen Bereich sieht die Gemeinde entsprechend den Aus-
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führungen im Landesentwicklungsplan für die flachgeneigten Wochenendhäuser 

nunmehr 70 m² Grundfläche vor.  

Für die Wochenendhäuser mit Nurdachhaus wird die zulässige Grundfläche dem dor-

tigen Bestand entsprechend auf 60 m² bei einer Geschossfläche von 80 m² angeho-

ben. Dadurch besteht auch für diesen Gebäudetyp die Möglichkeit, Modernisierungen 

in ausreichendem Umfang vornehmen zu können. Die Geschossfläche von 80 m² 

entspricht dem Landesentwicklungsplan. 

Für die übrigen Bereiche mit Wochenendhäusern verbleibt es bei den bisherigen 

Festsetzungen, da im Rahmen der 3. Änderung des Bebauungsplanes die Grundflä-

chen bereits auf 65 m² bzw. 75 m² angehoben wurden. 

Ebenfalls übernommen werden die zulässigen Grundflächen der Wohneinheiten in 

den Ferienhausgebieten. Handlungsbedarf wird dort nicht gesehen. 

Der an der Gemeindestraße Brodau-Rettin vorhandene Laden mit Gaststätte wird 

nunmehr gemäß § 9 (1) Nr. 9 BauGB mit eben dieser Zweckbestimmung festgesetzt. 

Der besondere Nutzungszweck der Fläche ergibt sich aus den verkehrlichen Anfor-

derungen. Dieses Infrastrukturangebot soll an einer Hauptverkehrsstraße mit guter 

Erreichbarkeit liegen, so dass die Wohnruhe innerhalb des Gebietes nicht gestört 

wird. Um die wirtschaftliche Ausnutzung dieses Grundstücks zu verbessern, wird im 

Süden des Gebietes die Errichtung von zwei Ferienhäusern analog zur westlich an-

grenzenden Bebauung vorgesehen. Dieser Grundstücksteil wird daher als Sonder-

gebiet festgesetzt.  

3.2.2 Maß der baulichen Nutzung 

Die Regelungen zum Maß der baulichen Nutzung werden aus dem Ursprungsplan 

mit seinen Änderungen weitgehend übernommen. Mit der Umstellung der Planinhalte 

auf die BauNVO 1990 wird durchgehend die Festsetzung einer Grundflächenzahl 

nach § 19 BauNVO erforderlich. Für das Wochenendhausgebiet im Norden des 

Plangebietes wird daher eine GRZ von 0,2 festgesetzt. Diese ermöglicht ausreichend 

Spielraum für die Unterbringung auch von Nebenanlagen, Garagen und Carports. Im 

Bereich des derzeit durch die 3. Änderung überplanten Wochenendhausgebiets 

(SO2-Wochenendhausgebiet) wird ebenfalls einheitlich eine GRZ von 0,2 festge-

setzt. Die dort grundstücksbezogen und daher dispensanfällig getroffenen Festset-

zungen zur Überschreitung der Grundfläche durch Anlagen des § 19 (4) BauNVO 

können dadurch entfallen. Um den Gebietscharakter der vorwiegend flachgeneigten 

Baukörper zu bewahren, werden zusätzlich zur Geschossigkeit detailliert Festsetzun-
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gen zur Begrenzung der Firsthöhen aufgenommen.  

Im Hinblick auf die Umstellung der Planinhalte auf die BauNVO 1990 gilt für die fest-

gesetzte aus den derzeitigen Regelungen übernommene Geschossflächenzahl wei-

terhin, dass die Flächen von Aufenthaltsräumen in anderen Geschossen als Vollge-

schossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich 

ihrer Umfassungswände bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl ganz mitzu-

rechnen sind. Eine Erhöhung der Geschossfläche ist nicht beabsichtigt. 

3.2.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen 

Die wesentliche Änderung der Planinhalte gegenüber dem Ursprungsplan mit seinen 

Änderungen besteht in der Festsetzung von nunmehr weitgehend zusammengezo-

genen überbaubaren Flächen. Der Spielraum der Bauherren bei der Platzierung der 

Gebäude auf dem Grundstück wird dadurch deutlich erweitert. Eine Anhebung der 

Ausnutzbarkeit der Grundstücke ist mit dieser Änderung nicht verbunden, da die vor-

handene Anzahl der Wochenendhäuser nicht verändert wird und explizit festgesetzt 

ist.  

Im Hinblick auf den Bestand wird für einen Teilbereich der Wochenendhausgebiete 

eine abweichende Bauweise festgesetzt, die einseitig eine Grenzbebauung zulässt. 

3.2.4 Sonstige Festsetzungen  

Übernommen aus den bisherigen Festsetzungen werden die Regelungen zur Min-

destgrundstücksgröße. Diese wird für die Wochenendhausgebiete einheitlich auf 

mind. 500 m² festgesetzt. In Verbindung mit der Begrenzung der Grund- und ggf. 

Geschossflächen und der Anzahl der Gebäude kann so der Charakter der lockeren 

Bebauung gewahrt werden. 

Für den Minigolfplatz im Nordosten des Plangebietes mit Zuordnung zum Strand be-

steht das dringende Erfordernis, in der dort vorhandenen Gaststätte Sanitäranlagen 

einzubauen. Bislang müssen die Gäste die öffentlichen Toiletten am Ende der Wen-

deanlage der Verkehrsfläche aufsuchen. Dieses ist nicht zeitgemäß. Außerdem sind 

eine Modernisierung des Gebäudes und die Anlage einer Terrasse vorgesehen. Die 

zulässige Grundfläche dieses Gebäudes wird daher auf 190 m² zuzüglich 40 m² für 

eine Terrasse angehoben und die Baugrenze für das Gebäude entsprechend erwei-

tert.  

Die im Ursprungsplan mit seinen Änderungen getroffenen Festsetzungen zur Unter-

bringung von Nebenanlagen, Garagen und Carports werden etwas großzügiger for-
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muliert. Im Grundsatz bleibt die Idee zusammenhängender Gartenflächen dabei er-

halten. Die Grundfläche von Garagen und Carports wird auf max. 23 m² beschränkt; 

diese Größe ist für die Funktion in einem Wochenend- und Ferienhausgebiet ausrei-

chend. 

Gestaltungsfestsetzungen werden vorgesehen, um die in den Teilgebieten jeweils 

weitgehend einheitlichen Gestaltungsmerkmale zu bewahren. Sie betreffen die Dach- 

und Fassadengestaltung sowie Einfriedungen zu öffentlichen Verkehrsflächen.  

3.3 Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Gebietes bleibt im Wesentlichen unverändert. Die 

Verkehrsflächen werden, soweit erforderlich, an den Bestand angepasst, wodurch 

sich die Straßenbegrenzungslinie geringfügig verschiebt. Zur Berücksichtigung der 

Belange des Brandschutzes werden in einigen Bereichen die festgesetzten Verkehrs-

flächen erweitert und damit die Voraussetzungen für die Befahrbarkeit mit Feuerfahr-

zeugen verbessert. Die in den Einmündungen erforderlichen Sichtdreiecke werden 

den heutigen Erfordernissen entsprechend eingetragen. Sie liegen nicht auf den 

Grundstücken, so dass Festsetzungen nicht erforderlich werden. Die Gemeinde 

Schashagen ist an das Liniennetz des ÖPNV angebunden.  

3.3.1 Stellplätze 

Die Unterbringung des privaten ruhenden Verkehrs ist überwiegend auf dem eigenen 

Grundstück vorgesehen. Im Ferienhausgebiet und dem Gebiet für Ferienwohnungen 

sind grundstücksbezogen wie bisher Stellplatzanlagen festgesetzt.  

3.3.2 Parkplätze 

Die Festsetzung der Parkplätze wird aus dem Ursprungsplan mit seinen Änderungen 

unverändert übernommen. Diese Parkplätze sind bislang zwar im Grundsatz, jedoch 

nicht immer vollumfänglich realisiert worden. Dennoch hält die Gemeinde am Fest-

setzungsumfang fest, um soweit erforderlich, ggf. notwendige Flächen herrichten zu 

können.  

3.4 Grünplanung 

Die grünordnerischen Festsetzungen der geltenden Bebauungspläne werden an den 

Bestand angepasst, aber nicht wesentlich verändert. Die Grünflächen der Zweckbe-

stimmung Minigolfplatz und Spielplatz werden übernommen. Auf die Festsetzung der 

Einzelbaumpflanzungen im Ferienhausgebiet im Süden des Plangebietes wird ver-
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zichtet, da diese bislang nicht realisiert wurden und das Gebiet durch umliegende 

Gehölzstrukturen bereits gut eingegrünt ist. 

3.4.1 Eingriff und Ausgleich 

Aufgrund der Anhebung der zulässigen Grundflächen im nördlichen Wochenend-

hausgebiet (SO1-Gebiete) und im Bereich der Gaststätte Minigolfplatz wird bei An-

wendung der Eingriffs- Ausgleichsregelung Ersatz notwendig. Betroffen sind hier le-

diglich die Schutzgüter Boden und Wasser, da das Plangebiet ansonsten bereits voll-

ständig bebaut ist. Die Gemeinde ermittelt den aus diesem Eingriff resultierenden 

Ausgleich überschlägig in einer Kurzform anhand des Erlasses Verhältnis der natur-

schutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht, Gemeinsamer Runderlass des In-

nenministeriums und des Ministeriums für Umwelt, Natur und Forsten vom 3. Juli 

1998, sowie dessen Anlage.  

Für die SO1-Gebiete ergibt sich nach den Festsetzungen des Ursprungsplans eine 

zulässige Grundfläche von 3.088 m² (47*50+7*55+353). Demgegenüber ermöglichen 

die Festsetzungen der 4. Änderung des Bebauungsplanes eine Grundfläche von 

4.280 m² (56*70+6*60). Für die Gaststätte Minigolfplatz erhöht sich die zulässige 

Grundfläche um 130 m² (90+40). Der erforderliche Ausgleich ergibt sich aus der Dif-

ferenz der bisher zulässigen Grundfläche zur neu festgesetzten Grundfläche von ca. 

1.320 m²*0,5=660 m². Da eine naturnahe Regenrückhaltung im Gebiet nicht vorhan-

den ist und das anfallende Oberflächenwasser der gemeindlichen Entsorgung zuge-

führt wird, wird dieser Ausgleich verdoppelt.  

Auf die Festsetzung eines Ausgleichs auch für die zulässige Überschreitung der 

Grundfläche nach § 19 (4) BauNVO 1990 wird verzichtet. Die auf den Ursprungsplan 

anzuwendende BauNVO 1962 sieht eine Beschränkung von Nebenanlagen nicht vor. 

Mit der Umstellung der Planinhalte auf die BauNVO 1990 geht mit der Anwendung 

des § 19 (4) BauNVO eine Begrenzung einher. Von daher ist unter diesem Aspekt 

eine positive Auswirkung der Planung auf die Bodennutzung zu erwarten. Unterstüt-

zend ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass Grundstückszufahrten und die befestig-

ten Flächen der Baugrundstücke wasserdurchlässig herzustellen sind. Auch wenn 

diese Festsetzung nur für Neu- und Umbaumaßnahmen greift, ist damit langfristig ei-

ne Verbesserung für die Schutzgüter Boden und Wasser verbunden. 

Der erforderliche Ausgleich von 1.320 m² wird auf einer geeigneten Fläche in Ab-

stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde des Kreises Ostholstein erbracht. 

Vorgesehen ist eine Teilfläche des Flurstücks 6 der Flur 1 der Gemarkung Brodau. 

Dort ist bereits eine Aufforstung mit standortgerechten Gehölzen erfolgt, die seitens 
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der unteren Naturschutzbehörde als Ausgleich für die Eingriffe des Bebauungsplanes 

Nr. 5, 4. Änderung anerkannt wird. 

3.4.2 Artenschutz 

Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesna-

turschutzgesetzes zu berücksichtigen. Im Plangebiet ist innerhalb der vorhandenen 

Gehölzbestände mit geschützten Brutvogelarten zu rechnen. In diese wird durch die 

Planung nicht eingegriffen. Die Gehölzstrukturen werden durch entsprechende 

Pflanz- und Bindungsgebote gesichert und fortentwickelt. Negative Auswirkungen auf 

den Artenschutz werden daher nicht erwartet. 

4 Wald 

Im Südosten des Plangebietes befindet sich Wald im Sinne des § 24 LWaldG. Der 

Waldabstand von 30 m ist nachrichtlich in der Planzeichnung dargestellt. Die vorhan-

dene Bebauung liegt tlw. innerhalb des Waldabstands. Ein Heranrücken von Bebau-

ung an den Wald ist nicht vorgesehen. Einem Antrag auf Inaussichtstellung der Un-

terschreitung des Waldabstandes wurde seitens des Kreises Ostholstein mit Aufla-

gen zugestimmt: 

- Es dürfen keine neuen Feuerstellen für feste Brennstoffe in und an den Gebäuden 
im 30 m Waldabstand errichtet werden. 

- Es dürfen weder offene Grill- und Feuerstellen noch sonstige (bauliche) Anlagen 
zwischen den Gebäuden und dem Wald betrieben oder errichtet werden. 

- Die Gebäude müssen eine harte Bedachung erhalten (gegen Flugfeuer beständig, 
kein Reet). 

5 Immissionen und Emissionen  

5.1 Emissionen  

Das Plangebiet verursacht keine Emissionen durch Lärm, Staub, Gerüche o. ä., die 

zu Störungen in der Nachbarschaft führen können. 

5.2 Immissionen  

Das Plangebiet liegt an der Gemeindestraße Rettin-Brodau. Die Gemeinde hat die zu 

erwartenden Immissionen anhand der DIN 18005 -Schallschutz im Städtebau- über-

schlägig ermittelt. Ausgehend von einer jährlichen Verkehrsstärke von 600 Kfz bei ei-

nem LKW-Anteil von 10 % tagsüber und 3 % nachts und einer Geschwindigkeit von 
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70 km/h werden Beurteilungspegel von 57,9 dB(A) am Tage und 48,3 dB(A) in der 

Nacht erreicht.  

Damit sind die im Beiblatt zur DIN genannten Orientierungswerte für Wochenend-

haus- und Ferienhausgebiete zwar überschritten, notwendig wird jedoch nur Lärmpe-

gelbereich II. Diese Anforderungen werden im Allgemeinen bereits durch Forderun-

gen nach der Wärmeschutzverordnung erreicht. Festsetzungen sind daher nicht er-

forderlich. Im Hinblick auf Außenwohnbereiche ist auszuführen, dass die Gemeinde-

straße im Nordwesten der Grundstücke verläuft. Die Terrassen im Plangebiet sind in 

der Regel im Schutz der Gebäude nach Südosten zur Ostsee hin orientiert, so dass 

Beeinträchtigungen nicht zu erwarten sind. 

6 Ver- und Entsorgung  

6.1 Stromversorgung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die Schleswig-Holstein Netz 

AG. Auf vorhandene Anlagen der Schleswig-Holstein Netz AG ist Rücksicht zu neh-

men.  

6.2 Wasserver-/ und –entsorgung 

Die Versorgung mit Frischwasser sichert der Zweckverband Karkbrook aus dem vor-

handenen Trinkwassernetz. 

Die Reinigung des auf den Grundstücken anfallenden Abwassers erfolgt durch einen 

vorhandenen Anschluss an die Kläranlage in Cismar durch den Zweckverband 

Karkbrook. 

Das anfallende Oberflächenwasser wird in das Gewässer 12.13 des WBV Neustädter 

Binnenwasser geleitet. Eine Verdichtung der Bebauung und eine weitergehende 

Oberflächenversiegelung sind nicht vorgesehen. Somit wird auch kein erhöhter Ab-

fluss in das Verbandsgewässer erwartet. Es wird keine neue Einleitungserlaubnis und 

somit auch keine Rückhaltung des Oberflächenwassers erforderlich. Die im Einlei-

tungsbescheid enthaltene maximale Einleitungsmenge von 10.242 m³/a wird nicht 

überschritten. Nach der erteilten Einleitungserlaubnis des Kreises Ostholstein vom 

18.02.2004, Az.: 6.20.3224.037 gilt das anfallende Niederschlagswasser aus diesem 

Gebiet als gering verschmutzt. Insofern ist eine Regenrückhaltung oder –reinigung 

nicht erforderlich. An der Einleitstelle ist lediglich ein Sandfang vorzuschalten. 
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6.3 Müllentsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

6.4 Löschwasserversorgung 

Der Feuerschutz in der Gemeinde Schashagen wird durch die "Freiwilligen Feuer-

wehren Schashagen“ gewährleistet. Nach dem Arbeitsblatt W405 des DVGW – Ver-

waltungsvorschrift über die Löschwasserversorgung – sind bei nicht feuerhemmen-

den bzw. feuerbeständigen Umfassungswänden Löschwassermengen von 96 m³/h 

für zwei Stunden erforderlich. Anderenfalls sind 48 m³/h ausreichend. Dieses kann im 

Bedarfsfall dem vorhandenen Trinkwassernetz entnommen werden. Im Übrigen wird 

auf den Erlass zur Verwaltungsvorschrift über die Löschwasserversorgung hingewie-

sen. 

6.5 Gasversorgung 

Die Gasversorgung erfolgt durch den Zweckverband Ostholstein.  

7 Umweltbericht gemäß § 2 Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB 

Zur Wahrung der Belange des Umweltschutzes gem. §§ 1 (6) Nr. 7, 1a BauGB wird 

eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-

auswirkungen ermittelt werden. Die Gemeinde Schashagen fordert die Behörden und 

sonstigen Träger öffentlicher Belange im Verfahren nach § 4 (1) Baugesetzbuch da-

zu auf, Äußerungen zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung abzu-

geben. Nach § 2 Abs. 4 BauGB legt die Gemeinde für diesen Bauleitplan folgenden 

Umfang und Detaillierungsgrad fest, der bei der Ermittlung der Belange für die Ab-

wägung erforderlich ist.  

7.1 Einleitung 

a) Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele   

Das wesentliche Planungsziel der Änderung ist eine Anhebung der zulässigen 

Grundfläche der vorhandenen Wochenendhäuser im Ursprungsplan. Die zusätzlich 

ermöglichte Grundfläche beträgt insgesamt ca. 1.280 m². Nähere Ausführungen sind 

der Ziffer 1. und die inhaltlichen Planungen der Ziffer 3. zu entnehmen.  

b) Für die Planung bedeutsame einschlägige Fachgese tze und Fachpläne  

Folgende bekannte einschlägige Fachgesetze und Fachpläne betreffen das Plange-

biet und treffen folgende Aussagen: 
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 Ziele des Umweltschutzes Berücksichtigung in der Pla nung 

BNatSchG: Sicherung der Leistungs- und Funk-
tionsfähigkeit des Naturhaushalts, der 
Regenerationsfähigkeit, der nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter etc. 

Naturschutzfachliche Eingriffsregelung 
Artenschutz 

BBodSchG: Nachhaltige Funktionen des Bodens si-
chern und wiederherstellen 

Begrenzung von möglichen Versiegelun-
gen 

Luftreinhalte- oder Lärmminderungspläne liegen nicht vor. Zu den Zielen der Raum-

ordnung und Landesplanung s. Ziffer 1.1. der Begründung. 

c) Prüfung der betroffenen Belange  

Die Prüfung der betroffenen Belange erfolgt anhand der Vorgaben des § 1 (6) 

Nr. 7 BauGB. Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung, so dass objektbezogene 

Angaben insbesondere zum Umgang mit Emissionen, Energie, Abwässern und Ab-

fällen in der Regel beim Aufstellungsverfahren nicht vorliegen. Die Umweltprüfung 

kann zu diesen Belangen daher nur allgemeine Aussagen treffen. 

Die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser , Luft, Klima und das 
Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische 
Vielfalt (Belang a)  

Erheblich betroffen, da Eingriffe nach § 14 BNatSchG vorbereitet werden. Diese be-

treffen das SO1-Wochenendhausgebiet, da dort die zulässige Grundfläche je Wo-

chenendhaus auf 60 m² bzw. 70 m² angehoben wird und die Gaststätte Minigolfplatz 

mit einer Anhebung der zulässigen Grundfläche um 130 m². Artenschutzbelange sind 

nicht betroffen. Nähere Ausführungen s. Ziffer 3.3 Grünplanung. 

Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete  von gemeinschaftlicher 
Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete i m Sinne des BNatSchG  
(Belang b)  

Südöstlich des Plangebietes liegt das FFH-Gebiet 1931-391 „Küstenlandschaft zwi-

schen Pelzerhaken und Rettin“. Dort sind folgende Erhaltungsziele definiert: “Erhal-

tung einer Strandlandschaft mit einer vollständigen Abfolge von ehemaligem, heute 

naturnah bewaldetem Kliff über einer als Grünland genutzten, aktuell künstlich ent-

wässerten Lagunenniederung in unterschiedlich ausgeprägten Übergängen zum Küs-

tendünen-/Strandwallsystem und vorgelagertem Strand.“  

Beeinträchtigungen dieses FFH-Gebietes sind durch die 4. Änderung und Ergänzung 

des Bebauungsplanes Nr. 5 nicht zu erwarten, da in die Dünen- und Strandlandschaft 

nicht eingegriffen wird.  
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Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und se ine Gesundheit so-
wie die Bevölkerung insgesamt (Belang c)  

Das Plangebiet wird durch Verkehrslärm der Gemeindestraße Rettin-Brodau berührt. 

Eine überschlägige Ermittlung der zu erwartenden Immissionen anhand der 

DIN 18005 ergibt für die nächstgelegene Bebauung Anforderungen entsprechend 

Lärmpegelbereich II. Von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. Nähere 

Ausführungen s. Ziffer 5.2 Immissionen. 

Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und son stige Sachgüter (Be-
lang d)  

Die Planung initiiert Auswirkungen auf den Wert der Sachgüter (Wertsteigerung der 

betroffenen Grundstücke, Veränderung der Situation für angrenzende Grundstücke); 

bei Einhaltung der Grenzabstände der LBO wird nicht von einer Erheblichkeit ausge-

gangen.  

Im Nahbereich der überplanten Flächen sind archäologische Fundplätze bekannt, die 

nach § 1 DSchG in die archäologische Landesaufnahme des Landes Schleswig-

Holstein eingetragen sind. Auf der überplanten Fläche sind daher archäologische 

Funde möglich. Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfär-

bungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrich-

tigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwort-

lich sind gem. § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

Bei Beachtung dieses Hinweises wird nicht von einer Erheblichkeit ausgegangen. 

Die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerecht e Umgang mit Abfällen 
und Abwässern (Belang e)  

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien sind anzuwenden. Die Beseiti-

gung von Abwässern und Abfällen erfolgt über die Entsorgungseinrichtungen der 

Gemeinde. Beim Betrieb der Entsorgungseinrichtungen sind die geltenden Gesetze, 

Verordnungen und Richtlinien ebenfalls anzuwenden. Von einer Erheblichkeit wird 

daher nicht ausgegangen. 

Die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsam e und effiziente Nutzung 
von Energie (Belang f)  

Die Energieversorgung des Gebietes erfolgt durch Anschluss an das Netz der Ver-

sorgungsträger in der Gemeinde. Bei der Energieerzeugung bzw. -bereitstellung so-

wie im Rahmen der objektbezogenen Bauausführung sind die geltenden Gesetze, 

Verordnungen und Richtlinien anzuwenden. Solaranlagen sind zugelassen. Von einer 

Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 
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Die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von son stigen Plänen, insbe-
sondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzre chts (Belang g)  

Nicht betroffen, da Inhalte des Landschaftsplans nicht berührt werden. Sonstige Plä-

ne, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts liegen nicht vor. 

Die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Geb ieten, in denen die durch 
Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschl üssen der Europäischen 
Gemeinschaften festgelegten Immissionsgrenzwerte ni cht überschritten wer-
den (Belang h)  

Die geltenden Gesetze, Verordnungen und Richtlinien zur Begrenzung von Emissio-

nen aus Feuerungsanlagen oder anderen emittierenden Betriebseinrichtungen sind 

anzuwenden. Die verkehrsbedingten Luftschadstoffe steigen durch die Planung nicht. 

Immissionen oberhalb der Grenzwerte der 22. BImSchV sind nicht zu erwarten. Von 

einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 

Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belange n des Umweltschutzes 
nach den Buchstaben a, c, und d (Belang i)  

Wesentliche Auswirkungen auf die Wechselwirkungen zwischen den Belanggruppen 

sind nicht erkennbar, von einer Erheblichkeit wird daher nicht ausgegangen. 

7.2 Beschreibung und Bewertung der erheblichen Umweltauswirkungen, 

die in der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 ermittelt wurden 

Erhebliche Umweltauswirkungen sind in der Umweltprüfung nur für den Belang a) 

„Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsge-

füge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt“ zu erwarten. 

Die folgenden Ausführungen beschränken sich daher auf diesen Aspekt. 

a) Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des d erzeitigen Umweltzu-
stands, einschließlich der Umweltmerkmale der Gebie te, die voraussichtlich 
erheblich beeinflusst werden:  

Die Grundstücke werden intensiv als Ziergarten mit Rasen und Zierpflanzen genutzt. 

Somit ist die Bedeutung für die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

gering. Wirkungsgefüge sind nicht betroffen.  

Das Schutzgüter Luft/ Klima/ Landschaft sind ebenfalls kaum berührt, da die Gebäu-

de eingeschossig mit überwiegend flach geneigten Dächern errichtet sind. Auswir-

kungen auf Luft und Klima sind nicht zu erwarten, da keine emittierenden Nutzungen 

vorhanden sind. 
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Betroffen sind die Schutzgüter Boden und Wasser, da eine zusätzliche Bebauung 

ermöglicht wird und diese Flächen damit aus den natürlichen Kreisläufen herausge-

nommen werden. 

b) Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands  bei Durchführung der 
Planung und bei Nichtdurchführung der Planung (Null variante)  

Die Durchführung der Planung führt zu einer zusätzlichen Versiegelung des Bodens 

von insgesamt 1.190 m² im SO1-Wochenendhausgebiet, grundstücksbezogen je-

doch max. 20 m² und im Bereich der Gaststätte Minigolfplatz um 130 m². Unberück-

sichtigt bleibt bei dieser Betrachtung zudem der Umstand, dass der überwiegende 

Teil der Wochenendhäuser bereits eine Grundfläche von deutlich mehr als 50 m² 

aufweist. Erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen werden für die Schutzgüter 

Boden und Wasser nicht erwartet. 

Bei Nichtdurchführung der Planung bzw. bei verbindlicher Sicherung des heutigen 

Bestandes verbleibt es bei den derzeitigen Nutzungen. 

c) Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der 
nachteiligen Auswirkungen  

Maßnahmen zur Vermeidung sind nicht vorgesehen, da die Anhebung der Grundflä-

chen für die zeitgemäße Ausgestaltung der Wochenendhäuser bzw. den Anbau der 

Sanitäranlagen an die Gaststätte notwendig sind. Die Eingriffe werden durch die Be-

reitstellung einer Ausgleichsfläche (1.320 m²) kompensiert.  

d) In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglic hkeiten, wobei die Ziele 
und der räumliche Geltungsbereich des Bauleitplans zu berücksichtigen sind:  

Ein wesentliches Ziel der Planung ist die Anhebung der zulässigen Grundfläche, um 

zeitgemäße Grundrissgestaltungen der Wochenendhäuser realisieren zu können 

bzw. einen Mindeststandard für die Gaststätte durch den Einbau von Sanitäranlagen 

zu schaffen. Eine andere Planungsmöglichkeit gibt es daher nicht. 

7.3 Zusätzliche Angaben 

a) Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwen deten technischen Verfah-
ren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise auf Schwie rigkeiten, die bei der Zu-
sammenstellung der Angaben aufgetreten sind, zum Be ispiel technische Lü-
cken oder fehlende Kenntnisse : 

Die Gemeinde führte eine verbal-argumentative Methode der Umweltprüfung durch, 

die dem gegenwärtigen Wissensstand und in ihrem Umfang und Detaillierungsgrad 

den allgemein anerkannten planerischen Grundsätzen gemäß der bisherigen Rechts-
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lage entspricht. Weitergehende technische Verfahren bei der Umweltprüfung wurden 

nicht verwendet. 

Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Angaben deutlich wurden, erga-

ben sich nicht. 

b) Monitoring (gemäß § 4c BauGB); Beschreibung der geplanten Maßnahmen zur 
Überwachung der erheblichen Auswirkungen der Durchf ührung des Bauleit-
plans auf die Umwelt : 

Eine Erfolgskontrolle der Maßnahme ist abschließend durch eine Endbegehung der 

fertiggestellten Maßnahme vorgesehen. Langfristige Folgeuntersuchungen sind nicht 

notwendig. 

c) Allgemein verständliche Zusammenfassung : 

Die Planung führt durch die Anhebung der Grundfläche zu einer Beeinträchtigung der 

Schutzgüter Boden und Wasser. Der Eingriff wird durch eine Ausgleichsfläche kom-

pensiert. 

8 Hinweise  

8.1 Bodenschutz  

Grundlage für die Verfüllung oder Auffüllung mit Böden bildet die Bundesboden-

schutzverordnung und die Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 

Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/ 

Abfällen – Technische Regeln – „ (Stand 2003). Es sind ausschließliche Böden im 

Sinne dieser Richtlinie zugelassen. 

Vorsorge gegen schädliche Bodenveränderungen: Gemäß § 7 Bundesbodenschutz-

gesetz sind schädliche Bodenveränderungen zu vermeiden oder zu minimieren. Ins-

besondere sind Bodenversiegelungen, und Bodenverdichtungen auf das notwendige 

Maß zu beschränken. Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrichtung ist mög-

lichst gering zu halten. Nach Abschluss der Baumaßnahmen ist die Wiederherstel-

lung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit 

besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung). 

Umgang mit dem Boden: Zur Verminderung der baubedingten Wirkungen auf das 

Schutzgut Boden hat eine fachgerechte Sicherung und eine sinnvolle Verwendung 

abgeschobenen Oberbodens unter Beachtung der bodenschutzrechtlichen Vorgaben 

(insbesondere §6 BBodSchG i.V. mit § 12 BBodSchV) zu erfolgen. Die DIN 19731 

und 18915 finden Anwendung. Es ist zweckmäßig und fachgerecht, beim Ab- und 
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Auftrag von Boden die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden, Unterboden und 

Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer weiteren Nut-

zung zuzuführen bzw. naturnahe Standortverhältnisse zu erhalten oder wieder herzu-

stellen. Die Bodenart des Auffüllmaterials (z.B. bei der Geländemodellierung) sollte 

möglichst der Hauptbodenart des anstehenden Bodens entsprechen. Grundlage für 

die Verfüllung oder Auffüllung mit Böden ist die Mitteilung der Länderarbeitsgemein-

schaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von minera-

lischen Reststoffen/Abfällen-Technische Regeln“. 

Meldung schädlicher Bodenveränderungen: Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- 

und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhaltspunkte für das Vorliegen einer 

schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren Bodenschutz-

behörde mitzuteilen. 

8.2 Hochwasserschutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Sondergebiete Ferienwohnungen, sowie teil-

weise das Wochenendhausgebiet am Haffkamp im hochwassergefährdeten Bereich 

unterhalb der Höhenlinie von NN + 3,50 m (Bemessungswasserstand ohne Wellen-

auflauf für Landesschutzdeiche an der Ostsee) liegt. Der Wasserstand der Ostsee 

kann unter Berücksichtigung des säkularen Meerwasseranstieges auch höher eintre-

ten.  

Für bauliche Anlagen in hochwassergefährdeten Gebieten oder nicht ausreichend 

geschützten Gebieten an der Ostsee sollten mindestens folgende Grundsätze ange-

halten werden: 

- Räume mit Wohnnutzung auf mind. NN + 3,50 m 
- Räume mit gewerblicher Nutzung auf mind. NN + 3,00 m 
- Lagerung wassergefährdender Stoffe auf mind. NN + 3,50 m 
- Erosionssichere Gründung gegen Unterspülung. 

Darüber hinaus sollte jederzeit die rechtzeitige zentrale Alarmierung und Evakuierung 

der gefährdeten Bewohner und Gäste durch organisatorische und technische Vor-

sorge-Maßnahmen seitens der Gemeinde Schashagen und Dritter sichergestellt wer-

den. Die Verfügbarkeit und der Einsatz von Geräten zur Räumung von Gefahrenzo-

nen und gefährlichen oder gefährdeten Gütern sollte entsprechende Berücksichti-

gung finden. 

Bei Unterschreitung der Höhe von +3,5 m NN schlägt der Landesbetrieb für Küsten-

schutz S-H im Weiteren beispielhaft Folgendes vor: 
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- Vorgaben für Sockel-, Brüstungs- oder Schwellenhöhen 
- Besondere Sicherheitsvorkehrungen für die Lagerung für flüssige Brennstoffe, 

Chemikalien, Fäkalien, etc. 
- Besondere Sicherheitsvorkehrungen für Haustechnikanlagen und Hausanschlüs-

sen  
- Einrichtungen gegen Rückstau in Ver- und Entsorgungsanlagen 
- Anordnung von Massivbauweisen und Ringankern 
- Vorkehrungen zur Sicherung gegen Auftrieb 
- Vorkehrungen zum Abschotten von Tiefgaragen, Kellern oder anderen tief lie-

genden Bereichen durch mobile Hochwasserschutzwände, Dammbalken, Sand-
säcke, etc. 

Eine rechtskräftige Bauleitplanung, die unter Beteiligung einer Küstenschutzbehörde 

aufgestellt wurde, ersetzt nicht für den Einzelfall erforderliche küstenschutz-rechtliche 

Genehmigungen nach dem Landeswassergesetz. 

Zum Schutz der Bevölkerung vor Naturgewalten ist in den Sondergebieten mit der 

Zweckbestimmung Ferienwohnungen die Höhe des Erdgeschossfußbodens auf 4 m 

über NN festgesetzt.  

8.3 Schifffahrt 

Anlagen und ortsfeste Einrichtungen aller Art dürfen weder durch ihre Ausgestaltung 

noch durch ihren Betrieb zu Verwechslungen mit Schifffahrtszeichen Anlass geben, 

deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsführer durch 

Blendwirkungen, Spiegelungen oder anders irreführen oder behindern. Wirtschafts-

werbung in Verbindung mit Schifffahrtszeichen ist unzulässig. 

8.4 Archäologie 

Im Nahbereich der überplanten Flächen sind archäologische Fundplätze bekannt, die 

nach § 1 DSchG in die archäologische Landesaufnahme des Landes Schleswig-

Holstein eingetragen sind. Auf der überplanten Fläche sind daher archäologische 

Funde möglich. Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfär-

bungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrich-

tigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern. Verantwort-

lich sind gem. § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 

8.5 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen 

Die Bereitstellung des für die Nutzung zu öffentlichen Zwecken festgesetzten in Pri-

vathand befindlichen Geländes soll durch freihändigen Erwerb erfolgen. Hilfsweise 

können die Verfahren nach den §§ 45, 80 und 85 BauGB (Umlegung, vereinfachte 



Bebauungsplan Nr. 5, 4. Änderung und Ergänzung der Gemeinde Schashagen 

Seite 20 von 20                                               PLANUNGSBÜRO  OSTHOLSTEIN 

 

Umlegung, Enteignung) vorgenommen werden, jedoch nur, wenn die geplanten 

Maßnahmen nicht, oder nicht rechtzeitig oder nicht zu tragbaren Bedingungen im 

Wege freier Vereinbarungen durchgeführt werden können. Die Sicherung des allge-

meinen Vorkaufsrechts (§ 24 BauGB) im Plangebiet ist vorgesehen. 

9 Kosten 

Durch die Inhalte der Planung sind für die Gemeinde keine Kosten zu erwarten. 

10 Beschluss der Begründung 

 Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde 

Schashagen am 06.12.2011 gebilligt. 

 

Schashagen, 21.02.2012             Siegel                                            (Behrens) 

                               - Bürgermeister – 

Der Bebauungsplan Nr. 5, 4. Änderung und Ergänzung ist am 17.02.2012 in Kraft ge-

treten. 


